
6 Gesetz- und Verordnungsblatt für Berlin      71. Jahrgang      Nr. 1      7. Februar 20156

Siebente Verordnung
zur Änderung der Verordnung 

über Beförderungsentgelte im Taxenverkehr

Vom 13. Januar 2015

Auf Grund des § 47 Absatz 3 und des § 51 Absatz 1 des Personen-

beförderungsgesetzes in der Fassung der Bekanntmachung vom 

8. August 1990 (BGBl. I S. 1690), das zuletzt durch Artikel 2 Ab-

satz 147 des Gesetzes vom 7. August 2013 (BGBl. I S. 3154) geän-

dert worden ist, verordnet der Senat:

Artikel 1

Die Verordnung über Beförderungsentgelte im Taxenverkehr vom 

6. Dezember 2005 (GVBl. S. 763), die zuletzt durch Verordnung 

vom 21. Januar 2014 (GVBl. S. 35) geändert worden ist, wird wie 

folgt geändert:

1. § 7 wird wie folgt geändert:

a) Nach Absatz 1 wird folgender Absatz 2 eingefügt:

„(2) Auf Wunsch des Fahrgastes muss in jeder Taxe bar-

geldlose Zahlung durch Kredit- oder Debitkarten angenom-

men werden. Der Unternehmer hat die Akzeptanz von min-

destens drei verschiedenen, im Geschäftsverkehr üblichen 

Kreditkarten zu gewährleisten. Die Annahmeplicht besteht 
nicht, wenn der Fahrgast auf Verlangen des Fahrers nicht 

seine Identität durch Vorlage eines amtlichen Ausweis-

papiers nachweist. Die Beförderung von Personen darf mit 

der Taxe nicht durchgeführt werden, wenn ein funktionsfä-

higes Abrechnungssystem oder Abrechnungsgerät vor 

Fahrtbeginn nicht zur Verfügung steht.“ 

b) Der bisherige Absatz 2 wird Absatz 3.

2. § 9 Absatz 1 wird wie folgt geändert:

a) Nach Buchstabe d wird folgender Buchstabe e eingefügt:

„e) entgegen § 7 Absatz 2 Satz 1 bis 3 die bargeldlose Zah-

lung nicht annimmt oder entgegen § 7 Absatz 2 Satz 4 

mit der Taxe Personen befördert, obwohl ein funktions-

fähiges Abrechnungssystem oder Abrechnungsgerät vor 

Fahrtbeginn nicht zur Verfügung steht,“

b) Der bisherige Buchstabe e wird zu Buchstabe f und wie folgt 

neu gefasst:

„f) entgegen § 7 Absatz 3 keine oder keine ordnungsgemä-

ße Quittung erteilt,“

c) Der bisherige Buchstabe f wird zu Buchstabe g.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt drei Monate nach dem Tag der Verkündung 

im Gesetz- und Verordnungsblatt für Berlin in Kraft.
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